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Reinhard Jung MdL
Begrüßungsworte zur Veranstaltung des SPD-Kreisverbands Olpe

mit dem DGB-Landesvorsitzenden Guntram Schneider

in Meggen am 24. Oktober 2008

Lieber Guntram Schneider,

sehr geehrte Damen und Herren,

liebe Genossinnen und Genossen !

Zunächst "herzlich willkommen" hier in Meggen. Ich denke, dieser traditionsreiche Bergbau- und Industriestandort eignet sich vorzüglich, um mit Guntram Schneider über das Thema "Reichtum nutzen, Armut bekämpfen, Mittelschicht stärken" zu disktieren. Dir, lieber und verehrter Kollege Guntram Schneider, danke ich - auch im Namen unseres SPD-Kreisverbandes - ganz herzlich, dass Du der Einladung ins Sauerland gefolgt bist. Mein besonderer Gruß gilt an dieser Stelle auch dem Bundestagsabgeordneten Willi Brase aus dem Nachbarkreis Siegen-Wittgenstein, ebenso unserem Kreisvorsitzenden Bernd Banschkus. Herzlich willkommen hier in Meggen ! Das gilt nicht zuletzt auch für die Vertreterinnen und Vertreter der Presse und des Rundfunks. Vielen Dank für Ihr Interesse !
evtl. weitere Prominente begrüßen (Bürgermeister …?? )

Ich finde es gut, dass hier und heute Gewerkschafter und Sozialdemokraten zusammengekommen sind, um miteinander zu reden und zu diskutieren. In den zurückliegenden Jahren haben wir viel zu viel übereinander geredet anstatt miteinander. Das muss sich wieder ändern !
Fakt ist, dass die - von den Gewerkschaften mitunter heftig kritisierte - Reformpolitik unter Bundeskanzler Gerhard Schröder inzwischen Früchte getragen hat. Die Lage auf dem Arbeitsmarkt hat sich - das gilt zumindest für die offiziellen Zahlen - deutlich gebessert, Wirtschaft und Konjunktur pulsierten in den letzten Jahren wieder, 
die Lage der öffentlichen Haushalte hat sich spürbar gebessert.

Fakt ist aber auch, dass nicht alles Gold ist, was glänzt ! Zur Kehrseite der verbesserten Arbeitsmarktdaten gehört eine erschreckende Zunahme sogenannter "prekärer" Arbeitsverhältnisse. Immer mehr vollzeitbeschäftigte Menschen können von ihrem Verdienst nicht mehr leben und sind auf ergänzende soziale Transferleistungen angewiesen. Das ist nicht akzeptabel ! Wer Vollzeit arbeitet, muss davon auch vernünftig leben können ! In dieser Frage gibt es keinen Dissens zwischen Gewerkschaften und Sozialdemokratie. Konkret heißt das: Wenn sich das Problem tarifvertraglich nicht befriedigend lösen lässt, muss ein gesetzlicher Mindestlohn her ! Dann ist eben die Politik gefordert ! Und ich könnte mir sehr gut vorstellen, dass die Forderung nach Einführung eines flächendeckenden gesetzlichen Mindestlohns sozialdemokratisches Essential in künftigen Koalitionsverhandlungen nach der Bundestagswahl 2009 ist.
Ich deutete es bereits an: Es gab in den zurückliegenden Jahren Meinungsunterschiede und Reibungsflächen zwischen Gewerkschaften und Sozialdemokratie. Derartiges wird sich auch in Zukunft nicht ganz vermeiden lassen. Schließlich trägt eine Partei - zumal wenn sie regiert - immer auch Verantwortung für das Ganze, die Gewerkschaften dagegen sind primär Interessenvertretung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.
Unter Kanzler Gerhard Schröder musste die SPD dramatisch veränderten volkswirtschaftlichen Rahmenbedingungen - ich nenne hier nur die Stichworte Demographie und Globalisierung - Rechnung tragen. Die "Agenda 2010" war und ist der Versuch einer Antwort auf die neuen Herausforderungen. Dabei ging und geht es nicht um Demontage des Sozialstaats, sondern um eine Stabilisierung unserer bewährten sozialen Sicherungssysteme. Dass z.B. die Rentengesetzgebung darauf reagieren muss, wenn sich die Menschen in unserem Land einer immer höheren Lebenserwartung erfreuen, steht doch außer Frage. Die Kürzungen im Rentenbereich - z.B. die schrittweise Verlängerung der Lebensarbeitszeit auf 67 - sind zwar für die davon Betroffenen schmerzhaft. Noch unerträglicher wären allerdings ausufernde Renten- und sonstige Sozialversicherungsbeiträge - denn die müssen nicht nur die Unternehmen, sondern auch die aktiven Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zahlen. Vor allem auch das müssen sich Sozialdemokraten und Gewerkschafter immer mal wieder klar vor Augen führen.
Der langen Rede kurzer Sinn: Die reformpolitischen Weichenstellungen unter Gerhard Schröder, die auch den Weg für die spätere Politik der heutigen Großen Koalition gewiesen haben, waren vom Grundsatz her richtig und notwendig. Bei der Agenda 2010 handelt es sich aber nicht um die "10 Gebote" - das hat auch Gerhard Schröder schon öffentlich klar gestellt. Mit anderen Worten: Korrekturen im Detail sind möglich und teilweise sogar geboten. Das gilt z.B. für eine Verlängerung der Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes I für ältere Arbeitnehmer, wie sie der Hamburger Parteitag auf Vorschlag von Ministerpräsident Kurt Beck beschlossen hat. Weitere Korrekturen sind denkbar. Nur eines darf und kann es mit uns Sozialdemokraten nicht geben: eine Generalrevision der "Agenda 2010", wie von der "Linken" gefordert.
Denn schließich wissen wir Sozialdemokraten: "Jede Zeit braucht ihre eigenen Antworten", wie es Willy Brandt einmal zutreffend formuliert hat.
An dieser Stelle ganz aktuell noch einige Worte zur Bankenkrise: Grob fahrlässige Fehlentscheidungen völlig überbezahlter Bankmanager haben unser Finanzsystem weltweit in eine Krise bisher nicht gekannten Ausmaßes gestürzt. Jetzt sind die Steuerzahler in aller Herren Länder gefordert, milliardenschwere Rettungspakete zu schnüren. Ich verstehe Hartz-IV-Empfänger, die die Nachrichten dieser Tage als Zumutung und Provokation empfinden, wenn nicht gar als Verhöhnung. Ich vertraue aber darauf, dass unter Federführung von Peer Steinbrück die richtigen und notwendigen Entscheidungen getroffen worden sind, um weiteren Schaden von Wirtschaft und Arbeitsmarkt bei uns in Deutschland abzuwenden.
Jetzt gilt es aber auch, grundsätzliche Lehren aus der "Krise aller Krisen" zu ziehen. Es ist insbesondere klar geworden, dass der neoliberale Grundsatz "Privat vor Staat" ordentlich ins Wanken geraten ist. Die Bankenkrise ist auch das Ergebnis einer bisher viel zu laschen Bankenaufsicht in vielen Ländern - offensichtlich auch bei uns in Deutschland. Es kann nicht sein, dass der Staat lediglich in Katastrophenzeiten als Feuerwehr einspringt, sondern es gilt, ihn auch im Hinblick auf "normale Zeiten" zu stärken. Gefahrenabwehr ist künftig nicht mehr nur ein Thema der sogenannten "Inneren Sicherheit", sondern wir benötigen auch eine funktionierende Abwehr von Gefahren, die der wirtschaftlichen, finanziellen und sozialen Stabilität unserer modernen, weltweit vernetzten Gesellschaften drohen. Und das können nur die Staaten - gewissermaßen in einer "Schiedsrichterrolle" - leisten.
Ich denke also, dass es nunmehr - ausgelöst durch die Bankenkrise - neue politische Handlungsfelder und Herausforderungen gibt, denen wir uns stellen müssen. Und ich könnte mir sehr gut vorstellen, dass Sozialdemokraten und Gewerkschafter hier - in bewährter Zusammenarbeit - gemeinsame Ideen und Strategien entwickeln.
Vielleicht führt ja der gesellschaftspolitische Gezeitenwechsel, den wir zurzeit - ausgelöst durch die Banken- und Finanzkrise - erleben, dazu, dass sich insbesondere auch Sozialdemokratie und DGB einander wieder stärker annähern. Vielleicht sollte der DGB seine Position, keine Wahlempfehlung zur Bundestagswahl 2009 zu geben, noch einmal überdenken. Denn ich bin davon überzeugt: Trotz gelegentlicher Reibungsverluste und Differenzen überwiegen die gemeinsamen Interessen !
Lieber Guntram Schneider, jetzt sind wir gespannt auf Deine Ausführungen. Ich darf Dir das Wort erteilen.

